
Separatistische Bestrebungen erster Schritt in die Unabhängigkeit?
Madrid/Bozen - Am 30. De-
zember hat das baskische Re-
gionalparlament den Vorschlag
einer weitestgehenden Autono-
mie in Form eines Freistaates
mit nur mehr sehr loser An-
bindung an Spanien beschlos-
sen. Sowohl die spanische Re-
gierung als auch die Opposition
sind gegen diese separatisti-
schen Bestrebungen. Die bas-
kische Bevölkerung ist gespal-
ten.
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Der Plan Ibarretxe, benannt
nach dem baskischen Regie-
rungschef, sieht einen baski-
schen Freistaat vor. Zusätzlich
zu der bestehenden Autonomie,
die bereits jetzt eine eigene bas-
kische Polizei mit einschließt,
soll das Baskenland künftig ei-
ne eigene Gerichtsbarkeit und
eigenständige Vertretungen bei
Internationalen Organisation,
wie auch der EU bekommen.
Beim spanischen Staat sollten
nur mehr wenige Kompetenzen
wie das Militär verbleiben.

Gegen diesen Beschluss des
baskischen Parlaments bildete
sich in den letzten Tagen eine
breite Front der Ablehnung in
Spanien. Besonders die spani-
sche PP (Volkspartei), die schon

unter ihrem ehemaligen Pre-
mierminister Aznar eine sehr
kompromisslose Politik gegen-
über den Forderungen aus dem
Baskenland betrieben hat,
fürchtet um die Staatseinheit.
Sein Nachfolger, der Opposi-
tionsführer Rajoy, sieht keinen
Verhandlungsspielraum und
fordert eine sofortige Klage
beim Verfassungsgerichtshof.

Sogar die spanische Bi-
schofskonferenz kritisierte den
Plan. Die Bevölkerung des Bas-

kenlands dagegen scheint ge-
spalten zu sein. Je nachdem
welchen Umfragen man Glau-
ben schenken soll und wie die
Fragestellung lautet, sind 78
Prozent der Basken für und nur
7 Prozent gegen ein Referen-
dum über den Plan. Anderen
Umfragen zufolge, sprechen
sich 34,2 Prozent für den Plan
und 36,1 Prozent gegen den
Plan aus.

Zapatero gesprächsbereit
Der sozialistische Regie-

rungschef Jose Luis Rodriguez
Zapatero (PSOE) sieht keine
Möglichkeit für den Plan, da er
sich außerhalb der spanischen
Verfassung bewegt. Trotzdem
signalisiert er einen weicheren
Kurs, als die Opposition es ver-
langt. So hat er gestern den
baskischen Regierungschef
Ibarretxe im Moncloa Palast in
Madrid empfangen. Diese Ge-
spräche seien keine Verhand-
lungen, betont Zapatero. Der
Plan solle zurückgezogen wer-
den, weil er nur negative Fol-
gen auf das Zusammenleben im
Baskenland hätte. Für die Op-
position, reicht das Treffen
schon, um ihn zum Vaterlands-
verräter abzustempeln.

Der Beschluss im baskischen
Parlament konnte nur mittels
der Zustimmung von Abgeord-

neten der 2003 verbotenen Par-
tei Batasuna, die als politischer
Arm der ETA gilt, gefasst wer-
den. Die derzeit in ihrer
Schlagkraft geschwächte ETA
trägt damit zu einer gewissen
Destabilisierung Spaniens bei.

Rein formal wird das Par-
lament in Madrid den baski-
schen Parlamentsbeschluss im
März mit der Mehrheit der Re-
gierungs- und Oppositionspar-
teien ablehnen. Aber damit
wird die Causa nicht ad acta
gelegt werden können. Immer-
hin handelt es sich um einen
Mehrheitsbeschluss des baski-
schen Parlaments. Ibarretxe
sieht darin ein legitimes Man-
dat, um mit Madrid zu ver-
handeln.

Zapatero dagegen sieht die
Staatseinheit durch die Forde-
rung der Basken nicht gefähr-
det, obwohl der Plan auch Vor-
bildwirkung für Katalonien
oder Galicien haben könnte. Er
signalisiert ganz staatsmän-
nisch durchaus Reformwillen
und eine Ausweitung der bas-
kischen Autonomie, was aller-
dings nicht bis zu einer defacto
Unabhängigkeit führen könn-
te. Wind aus den Segeln der
Separatisten würde auch eine
Ablöse Ibarretxe' nach den
baskischen Wahlen im März
nehmen.

Spanien steht vor Zerreißprobe

Das baskische Parlament
stimmte für weitestgehende
Autonomie. Foto: APA/EFE
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